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zug, daß es sich in der Praxis seiner Anwendung aui die 
Mitglieder der sozialistischen Gesellschaft, besonders auf 
die Arbeitskollektive stützen kann. Bei der Einbeziehung 
der gesellschaftlichen Kräfte erwachsen dem sozialistischen 
Strafrecht entscheidende Reserven und Möglichkeiten, eine 
nachhaltige, vorbeugende, erziehende und damit zugleich 
schützende Wirkung zu erreichen. Auch Rückfalltäter wer­
den am ehesten im Verein mit den gesellschaftlichen Kräf­
ten, besonders den Arbeitskollektiven, zur künftigen Ein­
haltung der sozialistischen Gesetzlichkeit erzogen. So be­
tonte der Minister des Innern und Chef der Deutschen 
Volkspolizei, F. D i c k e l ,  bei der Begründung des Wie­
dereingliederungsgesetzes: „Vor allem durch die gleich­
berechtigte Eingliederung in den Arbeitsprozeß und wei­
tere gesellschaftliche Einflußnahme ist der Wille des aus 
dem Strafvollzug entlassenen Bürgers zu fördern und zu 
festigen, künftig die Gesetze der DDR und die allgemein­
gültigen Normen des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
zu achten. Damit orientiert der Gesetzentwurf zugleich auf 
die konkrete Vorbeugung von Rückfallkriminalität.“12 

Entsprechend den individuellen Voraussetzungen des 
Rückfalltäters und den jeweiligen konkreten gesellschaft­
lichen Bedingungen und Möglichkeiten unterstützen die 
gesellschaftlichen Kräfte zielgerichtet und konsequent den 
Erziehungsprozeß bis zur Erreichung eines positiven Re­

sultats. Dabei sind natürlich die persönlichen Eigenheiten 
des jeweiligen Rückfälligen zu berücksichtigen. Seine 
Fähigkeiten zur Selbsterziehung sind aber nicht nur mit 
der notwendigen gesellschaftlichen Hilfe, sondern auch mit 
strengen Kontrollen über regelmäßige Arbeitsleistungen 
und die Einhaltung der Normen des Zusammenlebens zu 
entwickeln.
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In NJ 1977 S. 75 ff. hat M. G1 e i s b e r g die AO über die 
Allgemeinen Leistungsbedingungen (ALB) für Wäscherei-, 
Chemisch-Reinigungs- und Färbereüeistungen für die Bür­
ger vom 28. Mai 1976 (GBl. I S. 312) erläutert. Dabei hat er 
u. a. dargelegt, daß sich der Inhalt der Garantie bei Repa­
raturen, beim Einbau von Ersatzteilen oder bei der son­
stigen Bearbeitung von Sachen (z. B. Färbereüeistungen) 
gemäß § 177 Abs. 1 ZGB, § 15 Abs. 2 ALB vom Inhalt der 
Garantie bei anderen Dienstleistungen (z. B. Wäscherei­
leistungen) gemäß § 177 Abs. 2 ZGB, § 15 Abs. 1 der ALB 
unterscheidet. Ungeachtet dessen soü jedoch nach Gleisberg 
die Garantiezeit nach §§ 177 Abs. 1, 178 ZGB für beide 
Gruppen von hauswirtschaftlichen Dienstleistungen und 
Reparaturen gelten (a. a. O., S. 77).

Unter Beachtung des Anliegens und der ausdrücklichen 
Formulierung der Regelung des ZGB und der damit völlig 
übereinstimmenden ALB halte ich diese Auffassung nicht 
für zutreffend.

Die hauswirtschaftlichen Dienstleistungen und Repara­
turen insgesamt sind als materielle Dienstleistungen ein­
zuordnen, die sich in Sachen verkörpern und zur Verlänge­
rung der Lebens- und daher Nutzungsdauer von Konsum­
gütern in der Konsumtionssphäre beitragen. In jedem FaU 
handelt es sich daher um Auswirkungen auf den Ge­
brauchswert Es erscheint unter dem Aspekt der staatlich­
rechtlichen Leitung mittels des Zivilrechts nicht erforder­
lich, die Auswirkungen auf den Gebrauchswert nur auf die 
Wiederherstellung des Gebrauchswerts durch Beseitigung 
technischer Funktionsstörungen oder auf die Schaffung 
eines neuen Gebrauchswerts durch Einzelanfertigung zu 
beschränken. Auch Reinigung, Pflege und Wartung wirken 
sich unter verschiedenen Aspekten auf den Gebrauchswert 
aus. Allerdings sind diese Auswirkungen sehr unterschied­
lich. Während in den zuerst genannten Fällen der Ge­

brauchswert für einen längeren Zeitraum und damit für 
eine längere Nutzung der Sache geschaffen bzw. wieder­
hergestellt wird, ist bei der zweiten Gruppe von Fällen die 
erzielte Erhöhung des Gebrauchswerts einem schnellen 
Verbrauch unterworfen (z. B. einerseits das Färben, ande­
rerseits die chemische Reinigung eines Mantels). Das ZGB 
und die ihm folgenden zivürechtlichen Rechtsvorschriften 
mußten diese tatsächlichen Unterschiede durch eine ent­
sprechend differenzierte Regelung berücksichtigen.

Bei Reparaturen, beim Einbau von Ersatzteilen, bei der 
Einzelanfertigung, der Umarbeitung oder einer sonstigen 
Bearbeitung einer Sache, die diesen Formen ähnlich ist, 
wird durch den Dienstleistungsbetrieb garantiert, daß die 
Sache im Umfang der Leistung einen bestimmten Ge- 
brauchswert-aufweist und ihn bei sachgemäßem Gebrauch 
für die Dauer einer bestimmten Garantiezeit behält (§ 177 
Abs. 1 ZGB, § 15 Abs. 2 ALB). Im Interesse der Erfassung 
der Spezifik gerade der hauswirtschaftlichen Dienstleistun­
gen und Reparaturen wird der Gebrauchswert im Gesetz 
unter den verschiedenen Aspekten — anknüpfend an die 
allgemeinen Bestimmungen über die Qualität der Leistung 
in den §§ 61, 84, 165 ZGB — charakterisiert.

Bei weiteren Dienstleistungen, insbesondere bei der 
Reinigung, Pflege und Wartung, wird die Garantie nicht 
auf die Dauer einer bestimmten Garantiezeit ausgedehnt, 
sondern der Dienstleistungsbetrieb hat nur dafür einzu­
stehen, daß die Leistung zum Zeitpunkt der Abnahme 
durch den Kunden den jeweüigen Anforderungen ent­
spricht (§ 177 Abs. 2 ZGB, § 15 Abs. 1 ALB).

Damit wird nicht nur der jeweilige Inhalt der Garantie 
klar unterschieden, sondern auch zugleich die Garantiezeit 
inhaltlich bestimmt. Es handelt sich hier um jene Zeit, für 
die bei hauswirtschaftlichen Dienstleistungen und Repara­
turen i. S. des § 177 Abs. 1 ZGB, § 15 Abs. 2 ALB (Repara-


